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Melanie Bittrich
spielt Nofretete
SEITE 27

«Das Biest»
Schweizerinnen streben mit Vordem-
walder Harmonie die Viertelfinals an.
SEITE 20

Rollhockey-WM

INSERAT

MEINUNGSSEITE

Wirtschaftspublizist Markus Gisler zur

Lage der europäischen Wirtschaft

«Auf Dauer kann das
Treiben in China nicht
gut gehen.»
SEITE 23

Das Bedürfnis von unheilbar kranken
Menschen, die letzte Zeit vor dem Tod
im Hospiz Palliative Care Brugg zu ver-
bringen, steigt. Deshalb wird die Insti-
tution von sechs auf neun Zimmer
erweitert. 195 000 Franken kostet der
Ausbau, der Trägerverein hofft neben
Stiftungen auf den Swisslos-Fonds des
Kantons. Im Dezember sollen die neuen
Zimmer fertig sein. SEITE 13

Sterbebegleitung

Drei neue Zimmer
für das Hospiz Brugg

Fruchtsaft statt Alkohol – Komasaufen
ist nicht mehr in. In New York, Stock-
holm und London bleiben die Party-
gänger neuerdings lieber nüchtern. Fei-
ern ohne Alkohol und Drogen scheint
immer beliebter zu werden. Ob sich
der Trend hierzulande durchsetzt, ist
ungewiss. Sicher ist: Auch nüchtern
vermag das Partyvolk die Nächte zum
Tag zu machen. SEITE 4

Brave Jugend

Langweilig ist
das neue Cool

Hoch hinaus Der Basler Pharmakonzern Roche will in Basel weitere Hochhäuser bauen. Eines davon soll rund 50 Stockwerke umfassen und
mit 205 Metern den Zürcher Prime Tower als aktuell höchstes Gebäude der Schweiz um 76 Meter überragen.  SEITEN 2/3 FOTO: KEYSTONE

Seit 1981 ist der Grundsatz der Lohn-
gleichheit zwischen Frau und Mann in
der Verfassung festgeschrieben. Doch
beseitigt ist die Diskriminierung längst
noch nicht: Frauen verdienen im
Schnitt fast 20 Prozent weniger als
Männer, rund die Hälfte der Differenz

ist mit objektiven Faktoren nicht er-
klärbar. Nachdem freiwillige Massnah-
men vonseiten der Wirtschaft geschei-
tert sind, will der Bundesrat nun einen
Gang höher schalten: Unternehmen
mit mehr als 50 Angestellten sollen ge-
setzlich verpflichtet werden, regelmäs-
sig Lohnanalysen durchzuführen. Drit-
te sollen diese kontrollieren.

Die Linke spricht von einem «histori-
schen Entscheid» – denn der Markt sei
nicht in der Lage, dem Verfassungsauf-
trag nachzukommen. Für die SP gehen
die von Justizministerin Simonetta
Sommaruga präsentierten Massnah-
men zu wenig weit, so will sie beispiels-
weise sämtliche Unternehmen über-
prüfen lassen. Anders die bürgerlichen

Parteien: Die CVP will zuerst die Grün-
de für das Scheitern des Lohngleich-
heitsdialogs analysieren. Die FDP
spricht von einem «Gewerkschafts- und
Staatsdiktat». Die Unternehmen müss-
ten ihre Lohnpolitik aus den Händen
geben. Zudem basierten nicht alle er-
klärbaren Salärunterschiede auf Diskri-
minierung. KOMMENTAR RECHTS, SEITE 6

Diskriminierung Unternehmen ab 50 Mitarbeitern sollen ihre Löhne kontrollieren lassen

VON DORIS KLECK UND ANTONIO FUMAGALLI

Gleichberechtigung: Jetzt schickt
Sommaruga die Lohnpolizei los enigstens in einem

Punkt sind sich alle ei-
nig: Niemand will, dass
Frauen weniger verdie-
nen, weil sie Frauen

sind. Seit 1981 steht in der Verfassung,
dass gleiche Arbeit gleich entlöhnt wer-
den soll. Nur: Weshalb diskutiert man
nach 33 Jahren immer noch über die
Rezepte, wie die Lohngleichheit herge-
stellt werden kann? Irgendetwas läuft
schief. Der letzte Versuch, etwas an der
Lohnungleichheit zu verbessern, basier-

te auf freiwilliger Basis. Doch nur gera-
de 51 Unternehmen waren interessiert,
beim Lohngleichheitsdialog mitzuma-
chen. Die Freiwilligkeit funktioniert of-
fenbar nur begrenzt. Dass der Bundes-
rat nun eingreifen will, ist deshalb rich-
tig. Alleine die Tatsache, dass eine inter-
ne Lohnanalyse zur Pflicht werden soll,
wird die Sensibilität der Unternehmen
für das Thema schnell erhöhen. Und
darum geht es hauptsächlich.

Gewerkschaften und die SP feierten die
Ankündigung, staatliche Massnahmen
gegen die Lohnungleichheit zu ergrei-
fen, als grossen Erfolg. Tatsächlich mag
der bürgerlich dominierte Bundesrat
den einen oder anderen Wirtschaftsver-
treter auf dem linken Fuss erwischt ha-
ben. Doch die Erfolgsrhetorik der Lin-
ken soll nicht darüber hinwegtäuschen,
dass der Bundesrat die sanfte Tour ge-
wählt hat. Die Landesregierung will kei-
ne staatliche Kontrollbehörde mit Un-
tersuchungs- und Durchsetzungskom-
petenzen schaffen. Er setzt auf interne
Lohnanalysen, die extern geprüft wer-
den. Das ist höchstens eine unbewaffne-
te Lohnpolizei. Natürlich bringt das ei-
nen Mehraufwand mit sich. Doch nach
33 Jahren Verfassungsbruch ist dieser
gegenüber den Frauen gerechtfertigt.

W
Gut so

@ doris.kleck@azmedien.ch

KOMMENTAR

von Doris Kleck

Was in der Toilette landet, verschwin-
det im Untergrund. Dort sorgt ein aus-
geklügeltes Leitungsnetz dafür, dass
das Abwasser in die Kläranlage gelangt.
Unterwegs darf nichts entweichen. Tut
es aber. Denn viele Leitungen haben
Risse, weil das Kanalnetz in die Jahre
gekommen ist. Deshalb stehen riesige
Investitionen an. Auch für Private wird
es teuer. SEITEN 14/15

Kanalisation im Aargau

Im Untergrund muss
viel geflickt werden

In der kanadischen Hauptstadt Ottawa
sind gestern bei einem Anschlag auf
den Regierungssitz zwei Menschen ge-
tötet worden. Bei einem Toten handelt
es sich um den Attentäter. Der zweite
Verstorbene ist ein Soldat, der in der
Nähe des Parlaments erschossen wur-
de. Auch innerhalb des Gebäudes so-
wie an weiteren Orten in der Stadt sol-
len Schüsse gefallen sein. SEITE 24

Kanada

Tote bei Anschlägen
in Ottawa


